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Allgemeine Vertragsbedingungen zum Rahmenvertrag 
über Lagerbedingungen zur Lagerung von Interventionswaren 
vom 11. November 2011
§ 1 Gegenstand des Vertrages
Nachfolgend werden die allgemeinen Vertragsbedingungen für die Lagerung von Interven-tionswaren festgelegt.
Der Vertrag beinhaltet weder eine Verpflichtung für den Lagerhalter, Lagerkapazität vorzuhalten, noch eine Verpflichtung für die BLE, Lagerräume in Anspruch zu nehmen.
Mit Abschluss dieses Vertrages verpflichtet sich der Lagerhalter zur Einhaltung der in diesem Rahmenvertrag nebst Anhang über warenspezifische Bestimmungen sowie den in den Verdingungs- bzw. Ausschreibungsunterlagen für Lagerverträge einschließlich Anlagen enthaltenen Vorschriften.
Sofern er von der BLE mit der Lagerung (einschließlich Ein- und Auslagerung, ggf. auch Umlagerung) von Gütern beauftragt wird und ihm die Güter zur Lagerung übergeben werden, verpflichtet er sich zudem, die für das jeweilige Gut einschlägigen Rechtsnormen, insbesondere auch EU-rechtliche und nationale Bestimmungen zur Lebens- und Futtermittelhygiene einzuhalten. Soweit auf Grundlage dieses Vertrages Einlagerungen tatsächlich erfolgen, gelten die Bestimmungen bis zur Auslagerung des jeweiligen Guts.
§ 2 Bereitstellung und Zustand von Lagern
(1)	Die von der BLE in Anspruch genommenen Lager müssen nach ihrer Bauweise und ihrem Zustand eine sichere und ordnungsgemäße Lagerhaltung gewährleisten und alle technischen Voraussetzungen für die Gesunderhaltung der eingelagerten Güter erfüllen. Die Lager müssen insbesondere trocken und gegen Überflutungen, Schlagregen und Hochwasser abgesichert sein.
(2)	Die technischen Einrichtungen und Geräte für die Ein- und Auslagerung, Verwiegung, Kontrolle und für etwaige Bearbeitungen des Lagergutes müssen jederzeit im funktionsfähigen Zustand sein.
(3)	Zufahrtswege müssen so beschaffen sein, dass die Lager auch mit Lastkraftwagen erreicht werden können, die den höchstzulässigen Maßen und Gewichten der Straßenverkehrs-Zulassungsordnung (StVZO) entsprechen.
(4)	Für ausreichende Beaufsichtigung und Verschluss des Lagers - auch außerhalb der Arbeitszeit - ist Sorge zu tragen.
(5)	Die Eignung des Lagers wird durch die BLE nach Besichtigung festgestellt.
(6)	Die Anerkennung der Eignung eines Lagers gilt nur für die im Lagerfragebogen aufgeführten Lagerobjekte.
(7)	Die Anerkennung eines Lagers sowie Lagerkontrollen der BLE entbinden den Lagerhalter nicht von der Verpflichtung, vor jeder Einlagerung das Lager nochmals auf seine Eignung zu überprüfen und es während der Dauer der Lagerung in einem den besonderen Lagerungsbedingungen des eingelagerten Gutes entsprechenden und für die Gesunderhaltung des Gutes geeigneten Zustand zu erhalten. 
(8) 	Veränderungen in der Beschaffenheit eines Lagers, seiner Einrichtung oder seiner Eignung, sind der BLE unverzüglich schriftlich oder per E-Mail/Telefax zu melden.
§ 3 Einlagerung
(1)	Die Einlagerung von Gütern wird zwischen der BLE und dem Lagerhalter jeweils abgestimmt. Die Einlagerung ist entsprechend dieser Absprache vorzunehmen. Die BLE behält sich das Recht zu Umdispositionen vor.
(2)	Über die Durchführung der Einlagerung und die dabei getroffenen Feststellungen hinsichtlich Identität, Menge, Gewicht, äußerer Beschaffenheit der Ware und etwaiger Unstimmigkeiten sind genaue Aufzeichnungen anzufertigen. Die Einlagerungsmeldung ist in der von der BLE vorgeschriebenen Form einzureichen.
Unstimmigkeiten sind der BLE unverzüglich mitzuteilen. Für Schäden, die durch nicht ordnungsgemäße oder nicht rechtzeitige Unterrichtung der BLE entstehen, haftet der Lagerhalter unbeschadet der Regelung in § 12.
§ 4 Lagerung
(1)	Das für die BLE eingelagerte Gut ist von Gütern anderer Einlagerer getrennt zu lagern, so dass jede Verwechselung, Vermischung mit anderem Lagergut oder sonstige Beeinträchtigung ausgeschlossen ist und die Identität des Gutes gewahrt und nachweisbar bleibt.
(2)	Getrennt zugewiesene und angelieferte Partien sind voneinander getrennt zu lagern, soweit die BLE nicht Ausnahmen zulässt. 
(3)	Partien sind nach den Anweisungen der BLE zu kennzeichnen und außerdem deutlich lesbar wie folgt zu beschildern:
E i n g e l a g e r t
von der
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
Bonn
Die entsprechenden Schilder stellt die BLE dem Lagerhalter zur Verfügung.
(4)	Umlagerungen sind nur aufgrund schriftlicher Anordnung der BLE gestattet, sofern in den warenspezifischen Bestimmungen keine andere Regelung getroffen ist.
(5)	Ein Austausch des Lagergutes ist nicht zulässig.
§ 5 Lagerkontrolle
(1)	Der Lagerhalter ist verpflichtet, die vorgeschriebenen Lagerkontrollen durchzuführen. Jede Feststellung, die auf eine Beeinträchtigung des Zustandes des Lagergutes und/oder Fehlmengen schließen lässt, ist der BLE unverzüglich fernmündlich mitzuteilen und schriftlich bzw. per E-Mail oder Telefax zu bestätigen.
(2)	Bei Gefährdung des Lagergutes, gleich aus welchen Gründen, ist der Lagerhalter ferner verpflichtet, die für die Erhaltung des Lagergutes der BLE erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Diese Maßnahmen sind der BLE unverzüglich fernmündlich mitzuteilen und schriftlich bzw. per E-Mail oder Telefax zu bestätigen.
(3)	Beschädigtes Lagergut ist zu separieren und so zu lagern und zu behandeln, dass eine Verschlechterung und eine Beeinträchtigung anderen Lagergutes vermieden wird.
(4)	Für Schäden, die durch nicht ordnungsgemäße oder nicht rechtzeitige Unterrichtung der BLE entstehen, haftet der Lagerhalter unbeschadet der Regelung in § 12. Bei Verletzung seiner Kontrollpflichten kann sich der Lagerhalter nicht darauf berufen, dass die BLE durch ihre Beauftragten Kontrollen durchführen lässt.
(5)	Sofern zwischen dem Beauftragten der BLE und dem Lagerhalter eine Einigung bezüglich der zu treffenden Maßnahmen nicht erzielt wird, ist der Lagerhalter verpflichtet, eine schriftliche Entscheidung der BLE einzuholen, die innerhalb von 5 Werktagen zu erteilen ist. 
§ 6 Bestandsnachweis
(1)	Der Lagerhalter ist verpflichtet,
- für das von der BLE eingelagerte Gut eine gesonderte Buchhaltung zu führen, die 
den Grundsätzen ordnungsgemäßer DV-gestützter Buchführungssysteme (GoBS) sowie den geltenden Rechtvorschriften auf gemeinschaftlicher und nationaler Ebene entspricht, die auch für die Finanzbuchhaltung gelten,
- je Lagernummer und Monat auf dem von der BLE vorgegebenen Formblatt, nach EU-Interventionserzeugnissen getrennt, eine Monatsbilanz zu erstellen und der BLE einzureichen. Die Meldung muss der BLE, Referat 213, vor dem 10. des Folgemonats vorliegen,
- die für die Durchführung der Jahresinventur notwendigen Arbeits- und Dienstleistungen nach Anweisung der BLE durchzuführen sowie bis 30. September eines jeden Kalenderjahres je Lagernummer, nach EU-Interventionserzeugnissen getrennt, eine Jahresinventarmeldung auf dem von der BLE vorgegebenen Formblatt zu erstellen und der BLE einzureichen.
Der zuständigen BLE-Außenstelle ist der Zeitpunkt der Erstellung des Jahresinventars vorher rechtzeitig anzuzeigen.
(2)	Bestandsveränderungen müssen durch Ein- oder Auslagerungsmeldungen in der von der BLE vorgeschriebenen Form unverzüglich mitgeteilt werden.
(3)	Die hierzu gehörenden Unterlagen und Datenträger der unter Abs. 1 bezeichneten DV-gestützten Buchhaltung sind vom Lagerhalter - unbeschadet sonstiger gesetzlicher Bestimmungen - 6 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem das Lagergut ausgelagert wurde, aufzubewahren.
Bei Unregelmäßigkeiten und Versäumnissen sind die Unterlagen und Datenträger 3 Jahre nach dem Jahr, in dem das Gerichts- oder Verwaltungsverfahren abgeschlossen wurde, aufzubewahren.
§ 7 Auslagerung
(1)	Der Lagerhalter ist zur Auslagerung des Lagergutes nur gegen Vorlage eines von der BLE ausgestellten Abholscheines (Freistellungsschein) berechtigt und verpflichtet.
Die Auslagerung der BLE-Ware ist vorrangig zu betreiben.
Freistellungen können auch fernmündlich oder per Telefax erfolgen. 
(2)	Bei fernmündlicher Freistellung darf die Auslieferung nur erfolgen, wenn sich der Lagerhalter durch Rückruf von der Richtigkeit der Freistellung überzeugt hat. In diesen Fällen wird der Abholschein dem Lagerhalter nachträglich übersandt.
(3)	Der Lagerhalter hat das Recht, die Auslagerung des Lagergutes aus einzelnen oder allen der BLE zur Verfügung gestellten Lagerräumen innerhalb einer Frist von 9 Monaten zum Monatsende zu verlangen.
Die gesetzlichen Bestimmungen nach § 473 Abs. 2 S. 2 HGB bleiben unberührt.
Aus wichtigen Gründen können im gegenseitigen Einvernehmen besondere Regelungen getroffen werden.
Das Auslagerungsverlangen ist der BLE schriftlich mitzuteilen.
§ 8 Vergütungen
(1)	Alle Leistungen und Aufwendungen, zu denen der Lagerhalter nach dem Rahmenvertrag nebst den Vertragsbedingungen, den "Ausschreibungsunterlagen" und den ergänzenden Anlagen verpflichtet ist, sind mit den durch Zuschlagserteilung vereinbarten Vergütungen abgegolten.
(2)	Soweit es zu tatsächlichen Einlagerungen (Lagerverträgen) auf der Grundlage dieses Vertrages kommt, gelten die in Abs. 1 genannten Bestimmungen für diese Lagerverträge bis zur Auslagerung des Lagergutes.
(3)	Die Zahlungen des Lagergeldes und der Bewegungskosten erfolgen grundsätzlich in einem automatischen Gutschriftverfahren.
Die Abrechnungen und Zahlungen werden aufgrund der vom Lagerhalter vorzulegenden 
Ein- und Auslagerungsmeldungen vorgenommen.
Die Vergütungen verstehen sich ohne Umsatzsteuer.
Die Zahlung erfolgt möglichst innerhalb von 30 Tagen nach Eingang der vollständigen Zahlungs-/Rechnungsunterlagen, spätestens jedoch innerhalb von 60 Tagen.
Die BLE zahlt das Lagergeld für die übernommene Menge ab dem Tag der vorbehaltlichen Übernahme an den Lagerhalter. Die Höhe des Lagergeldes richtet sich nach dem zum Zeitpunkt des Eingangs des Interventionsangebotes jeweils vereinbarten Lagergeldsatz.
Die Lagergeldabrechnung erfolgt für den Kalendermonat nach dem gemeinschaftlichen EU-Abrechnungsverfahren.
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§ 9 Ausschluss von Sicherungsrechten
Die Geltendmachung von Pfand- und Zurückbehaltungsrechten durch den Lagerhalter ist ausgeschlossen.
§ 10 Auskunfts- und Mitwirkungspflicht
(1)	Der Lagerhalter ist verpflichtet, Beauftragten der BLE, des Bundesministeriums für Er-nährung und Landwirtschaft, Prüforganen der Europäischen Union und des Bundesrechnungshofes (BRH) während der üblichen Geschäfts- und Betriebszeiten Zutritt zu dem von der BLE eingelagerten Gut, den Lagerräumen und Betriebseinrichtungen zu gewähren, deren Besichtigung und Untersuchung zu gestatten, Lagerbücher und sonstige geschäftliche Unterlagen, soweit sie von der BLE eingelagerte Güter betreffen, zur Einsichtnahme vorzulegen sowie alle sachdienlichen Auskünfte zu erteilen.
Für die Ausübung des Prüfungsrechts durch den Europäischen Rechnungshof (ERH) 
gilt § 33 des Gesetzes zur Durchführung der Gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlungen (Marktorganisationsgesetz - MOG) in der jeweils geltenden Fassung.
Im Rahmen der Durchführung der vorgenannten Kontrollmaßnahmen ist der Lagerhalter zur Mitwirkung verpflichtet. Er hat hierzu insbesondere Personal und Gerätschaften zur Verfügung zu stellen. Die notwendigen Daten sind auf Verlangen auszudrucken; die Kosten hierfür trägt der Lagerhalter.
(2)	Die in Abs. 1 genannten Verpflichtungen gelten auch für Güter, die nicht von der BLE eingelagert wurden, sofern dies zur Wahrung der Rechte der BLE an dem von ihr eingelagerten Gut erforderlich ist.
§ 11 Besichtigung und Probenahme durch Dritte
Besichtigung des Gutes oder Entnahme von Proben durch Dritte oder Auskünfte gegenüber Dritten bedürfen der vorherigen Zustimmung der BLE.
§ 12 Haftungsbestimmungen
(1) Der Lagerhalter haftet gemäß Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 in Verbindung mit Anhang III dieser Verordnung. 
Danach hat er insbesondere für eine Qualitätsminderung, Zerstörung sowie Fehlmengen des ihm zur Lagerung übergebenen Gutes einzustehen und den hieraus entstehenden Schaden zu ersetzen.
(2)	Die Abrechnung von Schäden infolge Qualitätsminderung, Zerstörung sowie Fehlmengen erfolgt zum Schadenstag.
Schadenstag ist im Falle einer Qualitätsminderung oder Zerstörung der Tag, an dem das Schadensereignis stattfand.
Ist dieser Tag nicht zu ermitteln, so gilt der Zeitpunkt, an dem der Schaden erstmals bekannt wird, als Schadenstag.
Im Falle von Fehlmengen gilt als Schadenstag der Tag der Verlustfeststellung.
(3)	Die Berechnung der Schadenshöhe erfolgt gemäß den in den Anhängen VI und VII der Verordnung (EU) Nr. 906/2014 niedergelegten Grundsätzen.
Bei Qualitätsminderung, Zerstörung oder Fehlmengen wird hierbei auf den am 1. Tag des Rechnungsjahres für die Standardqualität des jeweiligen Erzeugnisses geltenden Referenz-schwellenwert gemäß Art. 7 der VO (EU) Nr. 1308/2013 zuzüglich 5 % abgestellt.
Liegt der Marktpreis am Tag des Schadensereignisses über diesem Preis, wird abweichend der auf den regelmäßigen Mitteilungen des Mitgliedstaates an die Kommission basierende Marktpreis zuzüglich 5 % der Berechnung zugrunde gelegt.
Bei Berechnung der Schadenshöhe bei Rindfleisch-Teilstücken in Kartons gelten vorstehende Bestimmungen mit der Maßgabe, dass als Grundpreis der Referenzschwellenwert gemäß Art. 7 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 zugrunde zu legen ist, der zunächst mit dem Koeffizienten von 1,47 multipliziert wurde.
Bei Stückgut ist für die Feststellung der Fehlmengen und/oder beschädigter Ware die Stückzahl maßgebend.
(4)	Soweit sich weitergehende Verantwortlichkeiten und Haftung des Lagerhalters aus speziellen Regelungen, die im Rahmenvertrag einschließlich dessen Anhängen und den Verdingungsunterlagen nebst Anlagen niedergelegt sind, sowie aus allgemeinen Bestimmungen ergeben, bleiben diese unberührt.
(5)	Nach Begleichung der Schadenssumme geht die Schadware in das Eigentum des Lagerhalters über. Zu diesem Zweck stellt die BLE einen Abholschein aus.
§ 13 Vertragsverletzung durch den Lagerhalter
(1)	Verletzt der Lagerhalter seine Verpflichtungen zur Vertragserfüllung und wird dadurch die eingelagerte Ware gefährdet, fordert die BLE ihn schriftlich unter Fristsetzung auf, den Verpflichtungen nachzukommen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist hat die BLE ein Kündigungsrecht, sofern der Lagerhalter nicht nachweist, dass er die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
(2)	Nach Zugang der Kündigungserklärung kann die BLE alle im Lager befindlichen Partien umlagern.
Der Lagerhalter trägt die Kosten der Umlagerung, insbesondere die Auslagerungs-, Transport- und Einlagerungskosten sowie die kündigungsbedingt entstandenen Transport-schwunde. 
Auf Grundlage dieses Rahmenvertrages werden nach Kündigung keine neuen Partien eingelagert. Das Vertragsverhältnis endet mit der Auslagerung der letzten Partie.
(3)	Abweichend von Abs. 1 ist eine Fristsetzung bei Gefahr in Verzug entbehrlich.
(4)	Verletzt der Lagerhalter die sich aus § 6 ergebenden Verpflichtungen, fordert die BLE ihn schriftlich unter Fristsetzung auf, den Verpflichtungen nachzukommen.
Nach fruchtlosem Ablauf der Frist steht der BLE ein Kündigungsrecht zu.
Die Regelung gemäß Abs. 2 gilt entsprechend.
§ 14 Vertragsstrafen
Kommt der Lagerhalter mit der in § 6 Abs. 1, Gedankenstrich 2 und 3 vorgeschriebenen Vorlage der Monatsinventarmeldung und/oder Jahresinventur in Verzug, hat er eine Vertragsstrafe in Höhe von € 11,00 für jeden Fall der Zuwiderhandlung pro abgelaufenem Kalendertag, jedoch zeitlich befristet auf 1 Monat nach Kenntnis der BLE von dem erstmaligen Verstoß an die BLE zu zahlen.
Sofern der Lagerhalter der in § 10 vorgeschriebenen Auskunfts- und Mitwirkungspflicht nicht nachkommt, hat er für jeden Fall der Zuwiderhandlung € 100,00 an die BLE zu zahlen.
§ 15 Verzinsung
Unbeschadet einer vorrangigen gesetzlichen Regelung ist eine Geldschuld während des Verzugs gemäß § 288 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) zu verzinsen. Entgeltforderungen gegenüber einem Verbraucher sowie sonstige Forderungen sind gemäß § 288 Abs. 1 in Verbindung mit § 247 des BGB zu verzinsen.
Die BLE berechnet für jedes außergerichtliche Mahnschreiben, das nach Eintritt des Verzuges ergeht, einen Betrag in Höhe von € 5,00.
§ 16 Verjährung
Die Ansprüche der BLE aus diesem Vertrag verjähren nach Ablauf von 3 Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem die BLE von dem Anspruch Kenntnis erlangt.
§ 17 Rechtsgrundlagen, Schriftform
(1) Soweit die Rechtsverhältnisse zwischen der BLE und dem Lagerhalter nicht durch diesen Rahmenvertrag und die Verdingungsunterlagen für Lagerverträge jeweils samt deren Anlagen geregelt sind, gelten unter Ausschluss sämtlicher anderer Bedingungen die in der Bundesrepublik Deutschland anwendbaren Rechtsvorschriften.
(2)	Jede Änderung oder Ergänzung dieses Vertrages bedarf der Schriftform und muss als solche ausdrücklich bezeichnet werden. Das gilt auch für einen eventuellen Verzicht auf das Schriftformerfordernis. Mündliche Nebenabreden gelten als nicht getroffen.
§ 18 Übertragung von Rechten und Pflichten
Aus dem Vertrag resultierende Rechte und Pflichten dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung der BLE auf einen Dritten übertragen werden.
§ 19 Verbot von Veröffentlichungen
Der Lagerhalter darf Veröffentlichungen über die Leistung nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der BLE vornehmen. Als Veröffentlichung in diesem Sinne gelten auch die Beschreibung der Ausführung, die Bekanntgabe von Zeichnungen, Berechnungen oder andere Unterlagen, ferner Lichtbild-, Film-, Hörfunk- und Fernsehaufnahmen.
§ 20 Verschwiegenheitspflicht
Der Lagerhalter hat über die ihm bei seiner Tätigkeit bekannt gewordenen dienstlichen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu wahren. Er hat hierzu auch die mit der Ausführung der Leistung beschäftigten Mitarbeiter zu verpflichten.
§ 21 Salvatorische Klausel
Die etwaige Nichtigkeit einzelner Bestimmungen des Vertrages hat nicht die Nichtigkeit des ganzen Vertrages zur Folge. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die verbleibenden Bestimmungen des Vertrages nach Treu und Glauben so auszulegen, dass der jeweilige Grundinhalt und Zweck der nichtigen Bestimmung so weit wie möglich berücksichtigt wird. Ist eine Auslegung nicht möglich oder ist über eine Auslegung keine Einigkeit erzielt worden, so haben sich die Vertragsparteien um ergänzende Vereinbarungen zu bemühen.
§ 22 Gerichtsstand
Für alle sich aus der Erfüllung oder Nichterfüllung dieses Vertrages ergebenden Rechtsstreitigkeiten ist der Gerichtsstand Bonn.
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